
Der Bundesverband der Deutschen Binnenschifffahrt e.V. (BDB) hat ge-
genüber dem Bundesverkehrsministerium seine Zustimmung zu dem Entwurf
eines Wasserstraßenausbaugesetzes signalisiert. Anfang August sollen
die Ausbaugesetze, die der Umsetzung des neuen Bundesverkehrswegeplans
dienen, im Bundeskabinett behandelt werden.

„Wir begrüßen es außerordentlich, dass die Bundesregierung im Zusammen-
hang mit der Erstellung des Bundesverkehrswegeplans 2030 nun auch ein
Ausbaugesetz für die Bundeswasserstraßen schaffen wird. Die Regierung
greift damit eine über viele Jahre wiederholt gegenüber Politik und
Verwaltung vorgetragene Kernforderung des BDB auf, die eine größere
Gleichbehandlung der Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße
bei Infrastrukturvorhaben zum Gegenstand hat“, erklärt BDB-Geschäfts-
führer Jens Schwanen (Foto). Bei den Bundeswasserstraßen wurde in der
Vergangenheit – anders als bei Straße und Schiene – auf ein ent-
sprechendes Ausbaugesetz, das den verkehrlichen Bedarf im Planfeststel-
lungsverfahren festschreibt, aus politischen Erwägungen verzichtet.
Entsprechende Unsicherheiten bezüglich der Realisierung bestimmter Maß-
nahmen waren die Folge. Die Aussagen aus der Gesetzesbegründung brin-
gen die Handlungsnotwendigkeit auf den Punkt:

„Zur Gleichstellung der Bundeswasserstraßen mit anderen
Verkehrsträgern wird für den weiteren Ausbau des Bundeswasserstraßen-
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netzes eine verlässliche und verbindliche gesetzliche Grundlage
benötigt, die dem bereits geltenden gesetzlichen Verfahren beim Bau
und Ausbau von Bundesfernstraßen bzw. dem geltenden gesetzlichen Ver-
fahren für den Schienenwegeausbau entspricht. (…) Der Ausbaubedarf des
Bundeswasserstraßennetzes wird künftig, wie es beim Ausbaubedarf des
Netzes der Bundesfernstraßen und der Bundesschienenwege der Fall ist,
durch Gesetz beschlossen. Durch diese Bestätigung vom Parlament wird
den Wasserstraßenplanungen im Rahmen einer integrierten Bundesverkehr-
swegeplanung ein größeres Gewicht beigemessen und das weitere Ver-
fahren erleichtert.“

Lobend hervorzuheben ist, dass der Gesetzgeber in seiner Gesetzesbe-
gründung nicht allein auf die Gleichbehandlung der Verkehrsträger ab-
stellt, sondern zugleich die besondere Förderung des Transports auf
den Bundeswasserstraßen als umweltfreundlicher Verkehrsträger betont.
Hierfür wird nicht nur auf die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-
regierung Bezug genommen, sondern zugleich die Handlungsnotwendigkeit
aufgrund der prognostizierten Mengenzuwächse im Güterverkehr abge-
hoben. Zutreffend wird weiter ausgeführt, dass es zur Erreichung der
gesetzten Ziele erforderlich ist, die Wasserstraße als
wirtschaftlichen und umweltfreundlichen Verkehrsträger insgesamt quali-
tativ leistungsfähiger zu machen, die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber
anderen Verkehrsträgern zu stärken und das Wasserstraßennetz
rechtzeitig aufgrund vorausschauender Planung auszubauen.
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